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ZEITGESPRÄCH

Arbeitsbeschaffungsprogramme 
für Ostdeutschland

Der rapide Strukturwandel und die damit einhergehenden drastischen 
Arbeitsplatzverluste haben in den neuen Bundesländern eine wirtschaftlich wie politisch 

schwierige Situation geschaffen. Inwieweit kann eine aktive Arbeitsmarktpolitik 
die brisante Lage entschärfen und zu einer sozialverträglichen Strukturanpassung beitragen?

Horst Günther

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen werden den 
Beschäftigungsaufschwung in Ostdeutschland unterstützen

■ ■

Uber die Analyse der schwierigen 
Wirtschaftslage in den neuen 

Bundesländern besteht weitgehend 
Übereinstimmung. Die verfestigten 
unwirtschaftlichen Produktions- und 
Verwaltungsstrukturen einer über 
40jährigen Zentralverwaltungswirt­
schaft können nicht in wenigen Mo­
naten in eine funktionierende wettbe­
werbsfähige soziale Marktwirtschaft 
übergeleitet werden. Der tiefgrei­
fende Strukturwandel in den neuen 
Bundesländern, der inzwischen voll 
eingesetzt hat, ist unumgänglich. 
Nicht wettbewerbsfähige Arbeits­
plätze müssen in zukunftssichere Ar­
beitsplätze überführt werden; unver­
hältnismäßig große Verwaltungen 
müssen soweit schrumpfen, daß sie 
vergleichbaren marktwirtschaftli­
chen Bedingungen entsprechen.

Gegenwärtig fallen alte Arbeits­
plätze schneller weg, als neue ent­
stehen. Für neue Arbeitsplätze be­
darf es umfangreicher Investitions­

anreize mit den Mitteln der Wirt­
schafts- und Finanzpolitik. Die Bun­
desregierung hat hierfür die Wei­
chen gestellt. Aber die Verwirklich­
ung privater Investitionsplanung be­
nötigt Zeit. Ohne zusätzliche flankie­
rende Maßnahmen besteht die Ge­
fahr, daß die Anpassungskrise außer 
Kontrolle gerät und trotz guten Wil­
lens aller Beteiligten nicht mehr an­
nähernd sozialverträglich ablaufen 
kann.

Die jüngsten Entscheidungen von 
Bund und Ländern zur besseren Fi­
nanzausstattung der neuen Länder 
und ihrer Gemeinden waren ein 
wichtiger großer Schritt zur Bewälti­
gung der schwierigen Lage. Auf der 
Grundlage dieser Entscheidungen 
müssen jetzt alle Politikbereiche, 
Länder und Kommunen, die Wirt­
schaft selbst und die Tarifvertrags­
parteien dazu beitragen, den Aufbau 
einer marktwirtschaftlichen Wirt- 
schafts- und Verwaltungsstruktur er­

heblich zu beschleunigen. Dabei 
sollten Maßnahmen mit einer 
schnellen Beschäftigungswirkung 
und Auswirkungen auf die Beseiti­
gung von Infrastrukturengpässen 
vorrangig sein. Reine Lohnsubven­
tionierungen, durch die der Aufbau 
wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze 
verzögert wird, würden die Krise je­
doch nur verschlimmern.

Auch die Arbeitsmarktpolitik wird 
-  neben den anderen Politikberei­
chen -  ihren Beitrag zum Aufbau ei­
ner marktwirtschaftlichen Wirt­
schaftsstruktur und zur Verbesse­
rung der hierfür notwendigen wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen 
leisten.

Instrumente

Die wichtigsten Instrumente einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik in den 
neuen Bundesländern sind Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen und Maß­
nahmen der beruflichen Qualifizie­
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rung. Die größten unmittelbaren Be­
schäftigungswirkungen haben Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen. Die 
Forderungen, diese Instrumente in 
einem größtmöglichen Umfang in 
den neuen Bundesländern anzuwen­
den, sind berechtigt. Schon vor der 
jüngsten Diskussion über zusätzli­
che arbeitsmarktpolitische Aufbau­
hilfen -  der Prozeß der politischen 
Willensbildung hierüber ist (bei Re­
daktionsschluß) weit vorangeschrit­
ten, aber noch nicht abgeschlossen

hat Bundesarbeitsminister Blüm 
die Bundesanstalt für Arbeit bei ihren 
Bemühungen unterstützt, in ihrem 
Haushalt zu günstigen Bedingungen 
in einem großen Umfang Finanzmit­
tel für Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men bereitzustellen. Jetzt kommt es 
darauf an, die zur Verfügung stehen­
den Mittel schnellstmöglich auszu­
schöpfen.

Förderbedingungen

Der von der Bundesregierung ge­
nehmigte Haushalt 1991 der Bun­
desanstalt für Arbeit sieht für Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen in 
den neuen Bundesländern insge­
samt 3,6 Mrd. DM vor, und zwar 2,68 
Mrd. DM für Zuschüsse und 0,88 
Mrd. DM für Darlehen. Damit können 
130 000 Arbeitslose in Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen gefördert 
werden. Die Zahl der ABM-Beschäf- 
tigten in den neuen Bundesländern 
ist von Ende Dezember 1990 bis 
Ende Februar 1991 von 20300 auf 
47 000 gestiegen. Diese erfreulich 
dynamische Entwicklung zeigt: Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen kön­
nen bereits jetzt trotz der schwieri­
gen Rahmenbedingungen in den 
neuen Bundesländern eingerichtet 
werden. Wenn mindestens 130 000 
Arbeitslose in ABM aus Haushalts­
mitteln der Bundesanstalt für Arbeit 
gefördert werden sollen, müssen 
ABM aber noch erheblich stärker ge­
nutzt werden. Dies gilt erst recht, 
wenn weitere Mittel seitens der Bun­
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desregierung zur Verfügung gestellt 
werden, womit zu rechnen ist.

Nach der Koalitionsvereinbarung 
aus dem Januar 1991 wird die Bun­
desregierung die günstigen Förder­
bedingungen für ABM in den neuen 
Bundesländern über den 30.6.1991 
hinaus verlängern. Diese geltenden 
Förderbedingungen sehen in allen 
Arbeitsamtsbezirken der neuen Bun­
desländer einen ABM-Zuschuß bis 
zu 100% des Arbeitsentgelts vor. Zur 
Finanzierung der Sachkosten kön­
nen zusätzlich Darlehen bis zur dop­
pelten Höhe des Zuschusses be­
ziehungsweise bis zu 100% der Ge­
samtkosten der Maßnahmen ge­
währt werden. Diese Darlehen sind 
zinslos und nach zwei tilgungsfreien 
Jahren nur mit 4% jährlich zu tilgen. 
Die Laufzeit der ABM-Darlehen be­
trägt somit 27 Jahre. Günstigere Dar­
lehensbedingungen bietet kein an­
deres Förderungsprogramm. Bei der 
Darlehensgewährung für Sachko­
sten ist zudem eine angemessene
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Eigenleistung des ABM-Trägers 
nicht erforderlich. Außerdem wird in 
den neuen Bundesländern auf eine 
vorhergehende sechsmonatige Ar­
beitslosigkeitsdauer als Zugangs­
voraussetzung verzichtet, und es 
können auch arbeitslose Nicht-Lei­
stungsempfänger in ABM zugewie­
sen werden. Bedeutsam ist, daß die 
Förderungsfähigkeit von Arbeitslo­
sen der öffentlichen Hand nicht auf 
strukturverbessernde Maßnahmen 
beschränkt ist. Die Selbstverwaltung 
der Bundesanstalt für Arbeit hat 
schließlich im Januar 1991 be­
schlossen, daß die berufsbegleiten­
den Qualifizierungsmaßnahmen un­
ter Fortzahlung des Arbeitsentgeltes 
in einer Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahme bis zu 20% der Arbeitszeit 
umfassen können (bisher 10%).

In den neuen Bundesländern gibt 
es eine kaum beschreibbare Fülle 
von Möglichkeiten, über ABM Arbei­
ten zu fördern, die im öffentlichen In­
teresse liegen und auf die die Vor­
aussetzungen des Arbeitsförde­
rungsgesetzes stets zutreffen, daß 
die Arbeiten, wenn sie nicht als ABM 
durchgeführt würden, sonst nicht 
oder erst zu einem späteren Zeit­
punkt möglich wären.

Aufgabenfelder

Aus den vielfältigen Möglichkei­
ten weise ich auf folgende wichtige 
Aufgabenfelder hin: Über ABM kann 
die Erschließung von Gewerbeflä­
chen gefördert werden. Hierzu gehö­
ren die Demontage von Anlagen in 
von Stillegung betroffenen Be­
trieben, die Beseitigung von Altla­
sten und die Renaturierung von Bo­
denflächen.

Kommunale Verkehrswege in Ge­
werbe- und Wohngebieten könnten 
instand gesetzt werden. Maßnah­
men der Kanalisation, des Kläranla­
genbaus einschließlich wasserbauli­
cher Maßnahmen sowie Vorhaben 
zum Aufbau und zur Verbesserung
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der Versorgungsinfrastruktur in den 
Bereichen Strom, Gas und Wasser 
könnten mit Hilfe von ABM vorgezo­
gen werden.

Zur Förderung des Fremdenver­
kehrs, eine wichtige beschäftigungs­
fördernde Aufgabe für ländliche Re­
gionen, könnten Erschließungsmaß­
nahmen für den Bau von Hotels und 
Campingplätzen, der Ausbau und 
die Modernisierung bestehender 
Campingplätze, der Aus- und Aufbau 
von Wander- und Radwegen, der 
Bau und die Sanierung von Sportan­
lagen sowie der Bau oder die In­
standsetzung von Erholungsheimen 
Gegenstand von Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen sein.

Nicht zuletzt besteht in den neuen 
Bundesländern Bedarf an sozialen 
Diensten und Sozialstationen. Die 
Durchführung von ABM in diesem 
Bereich ist auch ein Beitrag zur Ent­
lastung der Kommunen im stationä­
ren Pflegebereich. Zu den förde­
rungsfähigen Maßnahmen gehören 
der Ausbau, die Modernisierung 
oder Renovierung von Begegnungs­
stätten, Jugendzentren, Sozialstatio­
nen, Pflege- und Altenheimen sowie 
Einrichtungen zur Betreuung von 
Behinderten.

Der Bundesarbeitsminister wird 
die Bundesanstalt für Arbeit dabei

unterstützen, zur schnellen Wirk­
samkeit von ABM das Antragsver­
fahrenzu beschleunigen und die Trä­
ger von ABM bei der Planung und 
Durchführung zu beraten. Bei der 
Beteiligung der Selbstverwaltungs­
gremien sollte mehr als bisher vom 
Umlaufverfahren Gebrauch gemacht 
werden. Die Träger sollten die Mög­
lichkeit nutzen, die Zustimmung des 
Arbeitsamtes zum vorzeitigen Be­
ginn der zu fördernden Arbeiten ein­
zuholen. Die Kommunen als wichtige 
Träger von ABM könnten Projekt­
gruppen bilden, die den Einsatz von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
für viele arbeitslose Arbeitnehmer 
ausloten und vorplanen. Für diese 
Projektgruppen können den Kom­
munen im Rahmen einer Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahme geeignete ar­
beitslose Fach- und Hilfskräfte zuge­
wiesen werden („ABM für ABM“).

Die Bundesregierung bereitet im 
Rahmen eines Gemeinschaftswer­
kes für Beschäftigung und Investiti­
onen in den neuen Bundesländern 
kurzfristig eine wesentliche Erwei­
terung von ABM vor. Vorgesehen ist 
ein zusätzliches Mittelvolumen von 
2,5 Mrd. DM für 1991 und von 3 Mrd. 
DM für 1992. Damit sollen doppelt 
so viele Förderungen-wie im Haus­
halt 91 vorgesehen-ermöglicht wer­
den. Die zusätzlichen Maßnahmen

werden unter anderem als wichtiges 
neues Element enthalten, daß auch 
Zuschüsse zu den Sachkosten über­
nommen werden.

Zur beschleunigten Verwirklich­
ung werden auf regionaler Ebene 
Aufbaustäbe gebildet, in denen er­
fahrene Mitarbeiter der Arbeitsver­
waltung, Kenner der örtlichen Ver­
hältnisse, Wirtschaft, Kammern, Ge­
werkschaften, Landkreise und Kom­
munen vertreten sein werden.

Alle diese Möglichkeiten einer 
kurzfristigen Durchführung von Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen wer­
den einen wichtigen Beitrag zur so­
zial verträglichen Flankierung der 
wirtschaftlichen Strukturverände­
rungen in den neuen Bundesländern 
leisten. Statt der Finanzierung von 
Arbeitslosigkeit wird produktive Ar­
beit finanziert. Die Beschäftigung 
von Arbeitslosen in ABM führt über 
höhere Verbrauchsausgaben der 
Beschäftigten und die Verausga­
bung der ergänzenden Mittel für 
Sachkosten zu zusätzlichen Aufträ­
gen für die örtliche Wirtschaft sowie 
zu erhöhten Einnahmen an Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträgen. 
Daher stützen ABM zusätzlich über 
vielfältige Sekundärwirkungen den 
von der Bundesregierung angestreb­
ten dynamischen Beschäftigungs­
aufschwung in Ostdeutschland.
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Ursula Engelen-Kefer

Die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen müssen ausgeweitet werden

Der Beschäftigungsabbau in den 
neuen Bundesländern ist weit 

dramatischer als die offiziellen Ar­
beitslosenzahlen aussagen. Nur in 
etwa die Hälfte dieses Verlustes an 
Arbeitsplätzen führt gegenwärtig zu 
einem Anstieg der arbeitslos gemel­
deten Personen. Gut ein Viertel geht 
auf Abwanderung in den Westen, der 
Rest auf verstärkte Übergänge in 
den Vorruhestand und andere Nicht­
erwerbstätigkeit zurück. In einigen 
Regionen wie Altenburg oder Witten­
berg sind bereits 40% der Arbeitneh­
mer und Arbeitnehmerinnen arbeits­
los oder in Kurzarbeit, die in zuneh­
mendem Maße mit einer Arbeitszeit 
von Null einhergeht. Die neu begrün­
deten Arbeitsverhältnisse reichen 
bei weitem nicht aus, die Arbeits­
platzverluste auszugleichen.

Die Wirtschafts- und Beschäfti­
gungskrise in den neuen Bundeslän­
dern ist bei weitem mehr als nur re­
gional begrenzt. Sie ist der ökonomi­
sche Infarkt der ganzen Ex-DDR und 
bedarf zu ihrer Behebung außerge­
wöhnlich schnell wirksamer Maß­
nahmen. Die erwarteten und in Aus­
sicht gestellten Investitionen westli­
cher Unternehmen sind bislang weit­
gehend ausgeblieben, ebenso wie 
das viel zitierte Mittelstandswunder.

Um den rapiden ökonomischen 
Verfall und die lähmende Bewe­
gungslosigkeit zu beenden, ist eine 
öffentliche Initialzündung notwendig. 
Dies um so mehr, als öffentliche In­
vestitionen wichtige Voraussetzung 
für die wirtschaftliche Entwicklung 
sind; sie ziehen private Investitionen 
nach sich und verbessern die Le­
bensqualität der Menschen. Der Be­
darf an Infrastrukturinvestitionen ist 
riesig.

Es zählt zu den großen Versäum­
nissen der Bundesregierung, daß die 
katastrophale Finanzlage der neuen 
Bundesländer und ihrer Gemeinden 
nicht rechtzeitig erkannt und Gegen­
maßnahmen zu spät und mit einem 
viel zu geringen Volumen in Angriff 
genommen werden. Vernachlässigt 
wurde ebenso der Aufbau arbeitsfä­
higer Verwaltungsstrukturen. Der 
Mangel an Fachleuten z.B. in den für 
Infrastrukturinvestitionen und Be­
schäftigungspolitik so wichtigen Pla- 
nungs- und Gewerbeaufsichtsäm­
tern, aber auch den Arbeits- und 
Grundbuchämtern blockiert wichtige 
Entscheidungen und Maßnahmen.

Es rächt sich bereits, daß die Bun­
desregierung nicht einmal das Per­
sonalpaket für die im Aufbau befind­
liche ostdeutsche Arbeitsverwaltung 
in 1991 akzeptierte, auf das sich die 
Vertreter der Arbeitgeber, der Ge­
werkschaften und der öffentlichen 
Hand in der Selbstverwaltung der 
Bundesanstalt für Arbeit (BA) geein­
igt hatten. Die Bundesregierung war 
nicht einmal bereit, diesen Minimal­
konsens zum Personalhaushalt der 
BA zu genehmigen, sondern sie hat 
insgesamt fast 2000 Stellen wieder 
gestrichen, obwohl absehbar war, 
daß dies zu großen Problemen bei 
der Umsetzung der arbeitsmarktpoli­
tischen Hilfen in den neuen Bundes­
ländern führen mußte. Beschäfti­
gungspolitisch kontraproduktiv ist 
ebenso die von der Bundesregierung 
auferlegte Ausgabenkürzung von 
2,3 Mrd. DM im Haushaltsplan der 
BAfür 1991.

Besondere Problemlage

Obwohl die Arbeit buchstäblich 
auf der Straße liegt, kommen die be­

schäftigungspolitischen Maßnah­
men nicht so recht in Schwung. Dieö 
gilt auch für die arbeitsmarktpoliti­
schen Hilfen der Arbeitsämter. So 
laufen die Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen -  trotz relativ günstigen 
Sonderkonditionen -  nicht so wie er­
forderlich, weil unter anderem

□  die Gemeinden bisher finanziell 
völlig unzureichend ausgestattet 
sind,

□  die unterschiedlichen Förder­
instrumente nicht ausreichend mit­
einander verzahnt sind,

□  das Geschick und die Erfahrung 
vielfach noch fehlen, unterschiedli­
che Geldquellen zusammenzufüh­
ren,

□  die Gemeinden das Risiko 
scheuen, Schulden zu machen,

□  die notwendigen beschäfti­
gungspolitischen Strukturen fehlen, 
die Informationen bündeln, Initiati­
ven ergreifen und als Träger arbeits­
marktpolitische Maßnahmen durch­
führen.

Die Politik begrenzte sich bisher 
weitgehend darauf, die vorhandenen 
sozial- und arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente auf die Ex-DDR zu über­
tragen, ohne der besonderen Pro­
blemlage ausreichend Rechnung zu 
tragen. Die wenigen arbeitsmarktpo­
litischen Sonderregelungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) 
reichen nicht aus, um den enormen 
Herausforderungen gerecht werden 
zu können. Die Erfahrungen der al­
ten Bundesländer zeigen, daß Struk­
turwandel und Strukturkrisen mit 
dem vorhandenen AFG-Instrumen- 
tarium allein nicht sozialstaatlich be­
wältigt werden können.
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Da beschäftigungspolitische 
Maßnahmen bisher kaum greifen, 
scheinen Qualifizierungs- und Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen zum 
beschäftigungspolitischen „Notna­
gel“ zu werden, von dem vielfach 
eine zentrale Initialzündung erwartet 
wird.

Keine Zauberformel

So unübersehbar der Bedarf an 
arbeitsmarktpolitischen Maßnah­
men auch ist, um die Reibungsverlu­
ste des Strukturwandels zu reduzie­
ren, so darf die Arbeitsmarktpolitik 
jedoch keinesfalls zur Zauberformel 
für die Bewältigung des Problems Ar­
beitslosigkeit hochstilisiert werden. 
In erster Linie ist es Aufgabe staatli­
cher Wirtschafts- und Finanzpolitik 
sowie der Unternehmen, die erfor­
derlichen Investitionen und Arbeits­
plätze zur Verfügung zu stellen. Die 
finanzielle Dimension des BA-Haus- 
halts reicht dazu keinesfalls aus. Zu­
sätzliche Mittel und die Entwicklung 
neuer arbeitsmarktpolitischer Maß­
nahmen sind dringend erforderlich. 
Über den offensiven Einsatz der be­
währten Instrumente hinaus müssen 
daher neue beschäftigungspoliti­
sche Instrumente geschaffen und 
das Zusammenwirken der Maßnah­
men erheblich verbessert werden.

Solange die privaten Investitionen 
ausbleiben, kommt der öffentlichen 
Hand eine besondere Verantwortung 
zu. Neue Fördermöglichkeiten sind 
erforderlich, die über die wenigen 
Sonderregelungen nach dem AFG 
hinaus die betrieblichen Spielräume 
in der Umstrukturierungsphase 
ebenso erweitern wie die beschäfti­
gungspolitischen Handlungsmög­
lichkeiten der Kommunen.

Damit die arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen ihre volle Wirksamkeit 
entfalten können, müssen sie in ei­
nen Struktur- und beschäftigungspo­
litischen Rahmen eingeordnet wer­
den. Im Unterschied zu den wirt­
schaftlichen Maßnahmen wirken ar­

beitsmarktpolitische Hilfen kurzfri­
stig als Soforthilfe, während Struk­
turpolitik zumeist nur mittelfristig die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze anre­
gen kann. Zudem erreichen beide 
Politikbereiche weitgehend unter­
schiedliche Personenkreise sowohl 
in der Wirtschaft als auch bei den Ar­
beitslosen. Eine Eingliederung der 
ABM-Förderung in die strukturpoliti­
schen Maßnahmen und die Infra­
strukturprogramme ist daher sinnvoll 
und notwendig.

Damit über ABM der gewünschte 
Beschäftigungseffekt erzielt werden 
kann, müssen die Maßnahmen je­
doch weit über die im Haushalt der 
BA eingeplanten 2,8 Mrd. DM für 
130000 Eintritte in ABM hinaus aus­
gedehnt werden, die für 1991 im 
Haushalt der BA für die ostdeut­
schen Länder vorgesehen sind. Der 
DGB hatte bereits in den Beratungen 
zum Haushalt der BA im Dezember 
für 1991 beantragt, daß ABM in den 
neuen Bundesländern mindestens 
200000 Arbeitslosen zur Verfügung 
gestellt werden. Eine derartige Aus­
weitung von ABM wurde leider als 
nicht durchführbar abgelehnt.

Unabdingbare Voraussetzungen

Die dringend erforderliche Aus­
weitung von ABM setzt allerdings 
voraus, daß diese nicht aus Beitrags­
mitteln, sondern direkt aus dem 
Staatshaushalt finanziert werden. 
Diese finanziellen Mittel dürfen nicht 
einmal mehr den Beitragszahlern 
aus der Tasche gezogen werden, 
sondern müssen von allen Erwerbs­
tätigen -  mithin auch von Selbständi­
gen, Beamten und aus den nicht be­
lasteten und höheren Einkommens­
teilen der Beitragszahler -  finanziert 
werden. Dies gebietet die vertei­
lungspolitische Gerechtigkeit, zumal 
den Beitragszahlern durch die ein­
seitige Beitragsanhebung ein Groß­
teil der arbeitsmarktpolitischen La­
sten der deutschen Einigung aufge­

bürdet wurde, während diejenigen, 
die diese Opfer am ehesten verkraf­
ten könnten, geschont wurden.

Eine Steuerfinanzierung ist auch 
deshalb erforderlich, weil das AFG 
bekanntlich nur Personen- und keine 
Projektförderung ermöglicht. Eine 
Vielzahl sinnvoller Projekte in Ost 
und West scheiterte an diesem För­
derkriterium, da neben den unmittel­
baren Personal kosten auch erhebli­
che Sachkosten entstehen können. 
Zwar knüpfen unterschiedliche wirt­
schaftspolitische Förderprogramme 
an ergänzenden Förderprioritäten 
an, doch fehlt es an der erforderli­
chen Verzahnung der unterschiedli­
chen Fördertöpfe. Eine Finanzierung 
aus einer Hand ist dringend erforder­
lich. Selbst in den alten Bundeslän­
dern fällt es schwer, den Überblick 
über unterschiedliche Förderpro­
gramme nicht zu verlieren.

Unabdingbare Voraussetzung ist 
ferner die Einrichtung arbeitsfähiger 
Strukturen der Verwaltung vor Ort. 
Die Betroffenen müssen zu Beteilig­
ten gemacht werden, wenn die Pro­
bleme der Umsetzung von Program­
men reduziert werden sollen. Vor Ort 
sollten daher „runde Tische“ als 
Koordinierungsstellen für Beschäfti­
gungsmaßnahmen eingerichtet wer­
den, wie dies in den alten Bundes­
ländern zur Umsetzung der Arbeits­
marktprogramme zur Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit bereits 
eingeführt wurde. Arbeitsfähige 
Strukturen der Verwaltung sind erfor­
derlich, die möglichst allen gesell­
schaftlichen Gruppen vor Ort eine 
Zusammenarbeit ermöglichen. Die­
sen Initiativen sollten öffentlich ge­
förderte Beratungskapazitäten -  Ex­
perten in der praktischen Umset­
zung von arbeitsmarkt- und struktur­
politischen Maßnahmen -  zur Ver­
fügung gestellt werden. Darüber hin­
aus müssen administrative Hemm­
nisse durch Personaltransfer aus 
dem Westen in erheblichem Umfang 
beseitigt werden.
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Ungeachtet aller Schwierigkeiten 
muß ein beschäftigungspolitisches 
Konzept vor Ort inhaltlich zu füllen 
versucht werden. Entsprechend den 
örtlichen Gegebenheiten müssen 
Schwerpunkte der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung gesetzt 
werden, an denen beschäftigungs­
politische Maßnahmen einsetzen 
sollen.

Modernisierung der 
Infrastruktur

An vorderster Stelle muß der ra­
sche Ausbau und die Modernisie­
rung der öffentlichen Infrastruktur 
stehen. Allein zur Lösung der vor­
dringlichsten Umweltprobleme sind 
jährlich zweistellige Milliardenbe­
träge erforderlich. Dramatische Um­
weltbelastungen haben sich aufge­
staut, die unter anderem durch be­

schäftigungswirksame Maßnahmen 
bekämpft werden können. Etwa 40% 
der Flüsse und 25% der Seen sind 
beispielsweise so stark belastet, daß 
sie für eine Trinkwasseraufbereitung 
nicht mehr genutzt werden können. 
Sanierung und Ausbau der Abwas­
serkanalisation sind ebenso dring­
lich wie die Durchführung von Altlast­
sanierungsprogrammen. Adressa­
ten derartiger Maßnahmen sind in er­
ster Linie die Kommunen. Sie zählen 
zu den Hauptinvestoren.

Durch rasches Handeln im Woh­
nungsbau könnten gleichfalls viele 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Millionen Wohnungen fehlen, die 
Hälfte des Altbaubestandes in den 
neuen Ländern ist dringend sanie­
rungsbedürftig. Bisher jedoch ist die 
Bauwirtschaft selbst in den Sog des

wirtschaftlichen Niedergangs gera­
ten, obwohl dieser Sektor zu den po­
tentiellen Wachstumssektoren zählt; 
allein im Februar 1991 mußten mehr 
als 100000 Arbeitskräfte des ost­
deutschen Bausektors kurzarbeiten.

Über Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen sollten jedoch nicht nur öf­
fentliche Infrastrukturprogramme 
der Gemeinden kurzfristig eingelei­
tet und umgesetzt werden, sondern 
auch bestimmte Aufgaben für Kurz­
arbeiter und Arbeitslose gefördert 
werden, die im öffentlichen Interesse 
sind. So sollten beispielsweise ar­
beitsintensive Arbeiten mit struktur­
verbesserndem Charakter-wie De­
kontaminierung von Böden, Abbruch 
von Firmenteilen etc. -  auch geför­
dert werden, wenn Betriebe oder 
spezielle Beschäftigungsgesell-
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Das fünfzehnte Walberberger System-Symposion setzte sich mit der 
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die Qualität von Entscheidungen und Problemlösungen.
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schäften diese Arbeiten ausführen. 
Der Katalog von sinnvollen und nütz­
lichen Einsatzfeldern ist riesengroß. 
Beschäftigungspolitische Initiativen, 
die zwar gute Ideen, aber bislang 
kein Geld haben, sollten in weit grö­
ßerem Maße gefördert werden.

Neue Ansätze

Diesbezügliche Anstöße für neue 
arbeitsmarktpolitische Ansätze ha­
ben die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände 
und der Deutsche Gewerkschafts­
bund in einer gemeinsamen Erklä­
rung vom September letzten Jahres 
formuliert. Sie fordern unter ande­

rem: „Auch bei Unternehmen, die 
sich nach Überprüfung ihrer Sanie­
rungsfähigkeit als nicht überlebens­
fähig erweisen, ist durch den sinnvol­
len Einsatz der arbeitsmarktpoliti­
schen Instrumente des AFG eine so­
fortige Entlassung aller Mitarbeiter­
innen und Mitarbeiter vermeidbar. 
Durch die Umwandlung in soge­
nannte Abwicklungsgesellschaften 
kann der notwendige Personalabbau 
über eine längere Zeitstrecke hin er­
folgen. Hierbei geht es zum einen um 
die Abwicklung von sinnvollen, d.h. 
die Konkursmasse verstärkenden 
Restaufträgen, zum anderen um den 
Einsatz von Kurzarbeit und Qualifi­
zierungsmaßnahmen.“ Die wenigen 
bisher realisierten betrieblichen

Großprojekte mit einigen hundert 
ABM-Kräften sind durchaus ermuti­
gend.

Stets muß man sich der Tatsache 
bewußt sein, daß traditionelle und 
neu konzipierte ABM-Programme le­
diglich einen Anstoßeffekt haben 
und einen ergänzenden Beitrag lei­
sten können. Wenn derartige Maß­
nahmen realistische und ausrei­
chende Überbrückungshilfen dar­
stellen sollen, müssen mit Hilfe der 
anderen Politikinstrumente Beschäf­
tigungsperspektiven über den Tag 
hinaus eröffnet werden. Es bleibt zu 
hoffen, daß das angekündigte „Ge­
meinschaftswerk Aufschwung-Ost“ 
sich diesem Ziel verpflichtet fühlt.

Josef Siegers

Zu einem ABM-Großeinsatz gibt es keine brauchbare Alternative

Der „Arbeitsmarkt Ost“ ist gegen­
wärtig geprägt durch einen Ab­

bau unrentabler Arbeitsplätze bei 
gleichzeitig zögerlichem Zuwachs 
neuer Arbeitsplätze. Alle Hoffnungen 
richten sich in dieser Lage auf die In­
strumente der aktiven Arbeitsmarkt­
politik. Insbesondere Kurzarbeiter­
geld, Qualifizierungsmaßnahmen 
und Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men (ABM) sowie deren intelligente 
Verknüpfung mit anderen öffentli­
chen Förderhilfen sollen den Um­
bruch sozialverträglich gestalten 
und zugleich die Voraussetzungen 
für eine positive Entwicklung verbes­
sern.

Allerdings -  und das muß betont 
werden -  schafft Arbeitsmarktpolitik 
keine neuen Arbeitsplätze, sie kann 
kein Substitut für eine aktive Be­
schäftigungspolitik sein. Arbeits­
marktpolitische Instrumente können

allerdings dazu beitragen, Arbeitslo­
sigkeit im Interesse der betroffenen 
Menschen zu vermeiden, Zeiten ei­
ner Nicht- oder Unterbeschäftigung 
konstruktiv zu nutzen und damit die 
Reintegrationschancen der betroffe­
nen Menschen zu vergrößern, die 
verschiedentlichen öffentlichen För­
derhilfen organisieren und bündeln 
und allgemein die Voraussetzungen 
für eine Aufwärtsentwicklung zu ver­
bessern.

Insgesamt gesehen ist unter den 
spezifischen Bedingungen der fünf 
neuen Bundesländer der massive 
Einsatz arbeitsmarktpolitischer In­
strumente auch im betrieblichen 
oder betriebsnahen Bereich sinnvoll 
und geboten. Den Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen kommt hierbei 
eine besondere Bedeutung zu. Eine 
ABM schafft mit öffentlichen Finanz­
mitteln künstliche, d.h. nicht von

Marktprozessen getragene Arbeits­
plätze. In begrenztem Umfang und 
vorübergehend ist der extensive Ein­
satz eines solchen Instruments sinn­
voll, vor allem dann, wenn der nor­
male Wirtschaftskreislauf noch nicht 
funktioniert. Dies ist in den neuen 
Ländern gegeben. Klar ist aber, daß 
auf diese Weise nicht eine ganze 
Volkswirtschaft oder relevante Teil­
märkte auf Dauer betrieben werden 
können.

Sinnvolle Ziele

Nach den Vorstellungen der Bun­
desanstalt für Arbeit sollen 1991 bis 
zu 130000 Menschen in ABM einge­
gliedert werden. Die Diskussion der 
letzten Wochen hat noch deutlich hö­
here Zielmarken angepeilt. Diese 
Ziele können nur erreicht werden, 
wenn sich neben den Kommunen 
und anderen Trägern auch die Unter­
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nehmen im großen Umfang an der 
Durchführung von ABM beteiligen.

Als sinnvolle Ziele von ABM im 
betrieblichen Umfeld kommen unter 
anderem in Betracht: Maßnahmen 
zur Neuerschließung von Gewerbe­
flächen im Zusammenhang mit dem 
Abriß veralteter und nicht sanie­
rungsfähiger Produktionsanlagen; 
Maßnahmen zur Behebung von Um­
weltschäden, z.B. Beseitigung von 
Altlasten im Bereich des Braunkoh­
lenabbaus, des Uranbergbaus, des 
Kalibergbaus und der Chemiepro­
duktion; Aufarbeitung von Mülldepo­
nien ; Maßnahmen zur Verbesserung 
der Gewässerqualität sowie der Luft­
reinhaltung; investive Maßnahmen 
zur Schaffung bzw. Verbesserung 
der touristischen Infrastruktur. Even­
tuell für ABM geeignet sind Maßnah­
men zur Wohnungssanierung bzw. 
Modernisierung im Zusammenhang 
mit Werkswohnungen.

Gute Beispiele aus der Praxis lie­
fern hier die bislang bekanntgewor­
denen „Großmaßnahmen“ , die ent­

weder schon anlaufen oder deren 
Planungsphase vor dem Abschluß 
steht: Zwei Beispiele von vielen der­
artiger Projekte, die mit massivem 
ABM-Einsatz durchgeführt werden:

□  Der Abriß des Stahlwerkes 
Riesa; damit verbunden die Bereini­
gung von Umwelt-Altlasten -  insbe­
sondere die Verbesserung des Bo­
dens. Dadurch werden Gewerbean- 
siedlungsflächen erschlossen. An 
diesem Projekt sind bis zu 600 ABM- 
Beschäftigte beteiligt. Nach diesem 
„Modell Riesa“ werden auch andere 
Stahlwerke vorgehen: Brandenburg, 
Henningsdorf, Eisenhüttenstadt, 
Saalfelder Maxhütte.

□  Im „Projekt Rennsteig“ erfolgt 
eine touristische Erschließung und 
Verbesserung im Thüringer Wald. 
Hieran arbeiten bis zu 500 ABM- 
Kräfte.

Trägerschaft

Zur Durchführung der ABM ver­
langt das Förderrecht des AFG einen 
verantwortlichen Träger, der gegen­

über dem Arbeitsamt bestimmte 
Funktionen zu erfüllen und nach in­
nen die ABM zu organisieren und 
durchzuführen hat. Verschiedene Or­
ganisationsformen sind hier denk­
bar: Trägerschaft von ABM-Gesell- 
schaften (auf Landes-, Kreis- oder 
kommunaler Ebene); Kooperation 
von Unternehmen mit anderen Un­
ternehmen oder Institutionen; unter­
nehmenseigene ABM entweder in 
der Form, daß das Unternehmen 
selbst ABM-Träger ist, oder in der 
Form, daß das Unternehmen eine 
spezielle ABM-Gesellschaft aus­
gründet. Welche Form im Einzelfall 
jeweils den Vorzug verdient, läßt sich 
nur unter Berücksichtigung der kon­
kreten örtlichen Gegebenheiten ent­
scheiden. Die bisherigen Erfahrun­
gen zeigen, daß externe Träger- 
schaften häufig schwerfällig sind. 
Auf der anderen Seite sollten aber 
die externen Trägerschaften wegen 
der Ungeübtheit der Unternehmen 
mit den komplizierten förderrechtli­
chen Vorschriften und wegen der Er­
schließung auch anderer Fördermög-
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Die Anfänge der bäuerlichen Selbsthilfeorganisation in Polen waren 
bestimmt durch die politische Lage, in der sich Polen im 19. Jahr­
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lichkeiten z.B. nach den kommuna­
len Förderprogrammen den Vorzug 
verdienen.

Sehr wichtig ist, daß -  unabhängig 
von der organisatorischen Form -  
das bisherige Arbeitsverhältnis mit 
den für einen ABM-Einsatz vorgese­
henen Arbeitnehmern beendet wer­
den kann. Dies gilt sowohl für ABM 
bei externen Trägern als auch für 
ABM beim Betrieb oder einer vom 
Betrieb speziell ausgegründeten 
Gesellschaft. Die Kündigung bringt 
hier für beide Seiten eine notwendige 
Klarheit. Mißverständnisse werden 
vermieden, so z.B. die oft gehörte 
Meinung, daß etwa ABM für den ein­
zelnen lediglich zur Überbrückung 
einer Umstrukturierungszeit des Be­
triebes dient.

Ausgangspunkt für ein derartiges 
Mißverständnis war die Tatsache, 
daß bei der ABM-Beteiligung von 
Unternehmen die rein förderrechtli­
che Frage -  unter welchen rechtli­
chen Voraussetzungen ein Unter­
nehmen ABM-Träger sein kann -  
nicht immer klar getrennt war von der 
arbeitsrechtlichen Problematik. Dies 
hat seinen Grund darin, daß neuer­
dings nicht mehr die Arbeitslosigkeit 
des für einen ABM-Einsatz vorgese­
henen Arbeitnehmers, also die klare 
Beendigung des früheren Arbeitsver­
hältnisses, als Förderungsvoraus­
setzung gefordert wird. Vielmehr hat 
die Bundesanstalt für Arbeit im Ein­
vernehmen mit dem Bundesarbeits­
ministerium aus Gründen der Verein­
fachung die unmittelbare Zuteilung 
eines noch beschäftigten Arbeitneh­
mers in eine ABM ermöglicht. Die Ar­
beitsämter haben aber nur die förde­
rungsrechtlichen Voraussetzungen 
zu prüfen, nicht jedoch darüber zu 
entscheiden, in welchen arbeits­
rechtlichen Formen und Schritten 
sich der Übergang eines heute noch 
bei seinem Stammbetrieb beschäf­
tigten Arbeitnehmers in eine morgen 
beginnende ABM vollzieht.

Aufgrund der spezifischen Aus- 

WIRTSCHAFTSDIENST 1991/111

gangslage des „Arbeitsmarktes Ost“ 
sollte-wenn eben möglich-im Rah­
men der ABM eine Qualifizierung 
durchgeführt werden. Im ABM-Recht 
ist hierbei ein Anteil der Qualifizie­
rung an der Gesamtmaßnahme von 
bis zu 20% (im Westen 10%) mög­
lich. Eine von fünf Arbeitsstunden 
kann (und sollte!) also für Weiterbil­
dung verwendet werden.

Die finanzielle Ausgestaltung der 
ABM ist ebenfalls attraktiv: So wer­
den die Lohnkostenzuschüsse wei­
terhin bis zu 100% aus Haushalts­
mitteln der Bundesanstalt geleistet. 
Zusätzlich werden aus Sonderpro­
gramm-Mitteln des Bundes, die der 
Bundesanstalt zur Verfügung ge­
stellt werden, darüber hinausge­
hende Sachkosten zuschußweise fi­
nanziert. Bezogen auf das förde­
rungsfähige Arbeitsentgelt sollte die­
ser Zuschuß zur Finanzierung der 
Gesamtkosten 50% (gegebenenfalls 
bei besonders investiven Maßnah­
men bis zu 100%) betragen. Ergän­
zend sollte auch noch die darlehens­
weise Finanzierung entsprechend 
den geltenden Förderkonditionen 
der Bundesanstalt für Arbeit möglich 
sein. Auch bei der Laufzeit der ABM 
ist eine deutlich vereinfachte Ost- 
Regelung vorgesehen. So beträgt 
die Dauer in der Regel ein Jahr. In der 
ehemaligen DDR wird aber im Nor­
malfall ohne weitere Begründung die 
Förderung von vornherein auf zwei 
Jahre eingeräumt. Wenn anschlie­
ßend Dauerarbeitsplätze geschaffen 
werden, kann die Förderungsdauer 
ausnahmsweise drei Jahre betragen.

Die Möglichkeiten zur Nutzung 
von ABM sind umfassend gegeben. 
Die Finanzmittel stehen bereit. Was 
häufig noch fehlt sind Initiative und 
Kreativität zur Begründung von 
ABM-Maßnahmen. Dringend not­
wendig ist im ABM-Bereich eine 
enge und vertrauensvolle Zusam­
menarbeit zwischen Betrieb, Ar­
beitsamt und Stadt oder Gemeinde. 
Auch die oftmals fehlende Katalysa­

tor-Funktion zur Kooperation dieser 
wichtigen Stellen kann auf ABM-Ba- 
sis erfolgen. So gibt es bereits durch 
ABM finanzierte „ABM-Berater“ , die 
-qualifiziert geschult-zur Informati­
onsverbreitung über ABM-Durchfüh- 
rung und ABM-Begleitung in den 
neuen Bundesländern eingesetzt 
werden. Deren Multiplikatorfunktion 
ist ein wichtiger Faktor in der sozial 
akzeptablen und wirtschaftlich sinn­
vollen Abfederung, die ABM bieten 
kann.

Befristete Aktion

In der gesamten Diskussion über 
ABM muß allerdings ein Faktor her­
ausgestellt werden: Es kann sich bei 
dem extensiven Einsatz von ABM 
nur um eine zeitlich befristete Aktion 
handeln. Zu gegebener Zeit, d.h. in­
nerhalb von etwa zwei bis drei Jah­
ren, muß ein Zurückfahren dieses In­
strumentes auf ein erträgliches Maß 
angestrebt werden. ABM sind gegen­
wärtig im genannten Umfang sinn­
voll. Doch auf Dauer müssen in den 
fünf neuen Ländern wirtschaftlich 
tragfähige Arbeitsplätze entstehen. 
Zwei Dinge müssen beachtet werden:

□  Erstens dürfen dem „ersten Ar­
beitsmarkt“ nicht durch den ABM-Be- 
reich Aufträge entzogen werden. Der 
mit dem massivem Ausbau von ABM 
verbundene Balance-Akt zwischen 
erstem und zweitem Arbeitsmarkt 
muß genau beobachtet werden.

□  Zweitens muß als längerfristiges 
Ziel die ABM-Zahl auf eine Ober­
grenze dauerhaft sinnvoller ABM- 
Maßnahmen reduziert werden. Ein 
Richtwert mag hier die West-Erfah­
rung liefern. Mit 100000 ABM-Maß- 
nahmen bezogen auf 23 Mill. Be­
schäftigte und knapp 2 Mill. Arbeits­
lose war hier das Maximum erreicht.

Zusammengefaßt muß festgehal­
ten werden, daß es zum ABM-Groß- 
einsatz in der gegebenen Situation 
der fünf neuen Bundesländer keine 
brauchbare Alternative gibt.
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